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Sicherheit und Chancen für Familien
Wie weiter mit der Familienpolitik in und nach der Pandemie?



   

2

Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser, 

die Coronavirus-Pandemie ist eine Bewährungsprobe: für 
unser Land, unsere Wirtschaft, unsere Gesellschaft – und 
damit auch für unseren Sozialstaat. Denn seine Aufgabe 
ist es, Menschen in schwierigen Lebenssituationen Sicher-
heit zu bieten und gleichzeitig Chancen auf ein selbstbe-
stimmtes Leben zu eröffnen. Die Pandemie hat wie unter 
einem Brennglas gezeigt: Die Familienpolitik ist ein 
wichtiger Kernbereich des Sozialstaats. Ohne eine verläss-
liche Betreuungsinfrastruktur funktioniert unser Gemein-
wesen nicht. Eltern können nicht erwerbstätig sein – mit 
weitreichenden Folgen für die Wirtschaft. Homeschooling 
kann auf Dauer nicht den Unterricht und die Förderung 
von Kindern und Jugendlichen durch Fachkräfte ersetzen. 
Und zu guter Letzt sind eine funktionierende Kinderbetreuung und gute betriebliche 
Vereinbarkeitsmöglichkeiten die Grundvoraussetzung dafür, dass Eltern sich Familien- 
und Erwerbsarbeit nach ihren Wünschen partnerschaftlich aufteilen und ihren Lebens-
unterhalt eigenständig sichern können. Gerade in der Krise hat sich das als Vorteil 
erwiesen. Denn wenn beide Elternteile zum Familieneinkommen beitragen, können 
besondere Belastungen besser aufgefangen werden. 

Dass viele Familien – trotz der schwierigen Umstände – bisher vergleichsweise gut 
durch die Krise gekommen sind, ist auch ein Ergebnis der nachhaltigen, investiven 
Familienpolitik, die wir im Bundesfamilienministerium verfolgen. Mit der Anpassung 
bereits bestehender, wirksamer Familienleistungen wie des Kinderzuschlags oder auch 
des Elterngelds haben wir schnell auf die Krise reagieren und finanzielle Einbußen 
von Familien abfedern können. Diese Politik ist ein Gewinn für die Familien, unsere 
Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt. Das hat auch die Familienberichtskommission 
mit dem 9. Familienbericht bestätigt.
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Franziska Giffey
Bundesministerin für Familie, Senioren,  Frauen und Jugend

Die unterschiedlichen Erfahrungen von Familien in der Coronavirus-Krise machen 
aber auch deutlich, dass wir noch besser werden und unsere familienpolitischen 
Leistungen konsequent an ihren Bedürfnissen und Bedarfen ausrichten müssen. 
Für die Familienpolitik gibt es dabei vier zentrale Fortschrittsfelder:

 • eine neue Qualität der Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
 • neue Chancen für Kinder,
 • wirtschaftliche Sicherheit für alle Familien,
 • ein einfacher Zugang zu den Familienleistungen.

Hier dürfen wir nicht sparen, sondern müssen weiter gezielt investieren. Mit Konzepten 
wie einer Familienarbeitszeit im Anschluss an das Elterngeld, einem bedarfsgerechten 
Betreuungsausbau für Klein- und Grundschulkinder, einem neuen, bedarfsgerechten 
Kindergeld und einer Offensive für Informations- und Digitalisierungsmaßnahmen 
liegen entsprechende Vorschläge auf dem Tisch. Sie bilden unsere familienpolitische 
Fortschrittsagenda, die Ihnen auf den folgenden Seiten näher vorgestellt wird. Um sie 
umzusetzen, brauchen wir eine Verantwortungspartnerschaft von Bund, Ländern und 
Kommunen, von Wirtschaft und Staat sowie von Unternehmen und Familien. Mit einer 
investiven, wirksamen Familienpolitik, die Sicherheit mit guten Chancen und Perspek-
tiven verbindet, sorgen wir für starke Familien und machen auch Deutschland spürbar 
stärker.

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen.
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Familienpolitik im 
wirksamen Sozialstaat
Die Corona-Pandemie als Anlass 
für eine Standortbestimmung

Die Corona-Pandemie führt uns gegenwärtig vor 
Augen, wie verletzlich unser Leben, unser Wohl-
stand und unsere Gesellschaft sind. Durch die 
weitgehenden Kontaktbeschränkungen in allen 
Lebensbereichen geraten insbesondere Familien 
unter Druck. Institutionelle und private Betreu-
ungsarrangements für Kinder sowie Schulen sind 
seit nunmehr einem Jahr nicht mehr verlässlich 
verfügbar. Bildung und Betreuung finden weitge-
hend in den Familienhaushalten statt, mit ent-
sprechenden Herausforderungen für Mütter, Väter 
und Kinder. Die Einschränkungen verschlechtern 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und nicht 
zuletzt reduzieren sich in zahlreichen Familien-
haushalten die Erwerbseinkommen durch Kurz-
arbeit oder brechen ganz weg – eine Entwicklung, 

die angesichts der anhaltenden Wirtschaftskrise 
infolge der Pandemie zunehmend Sorge bereitet. 
Deutlich wird, dass Familien die zum Teil drasti-
schen Konsequenzen der Maßnahmen zur 
Eindämmung des Coronavirus auffangen.

Die Auswirkungen der Pandemiebekämpfung 
auf Familien sind Anlass für eine Standortbestim­
mung der Familienpolitik als eigenständigen 
Handlungsfelds des Sozialstaats: Welche zentra-
len Trends prägen die Lebenswirklichkeit von 
Familien vor der Corona-Pandemie? Welche Rolle 
spielen familienpolitische Maßnahmen in diesem 
Zusammenhang? Und: Welche Schlussfolgerun­
gen lassen sich aus den Erfahrungen von Familien 
in der Corona-Pandemie für zukünftiges fami­

1  
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lienpolitisches Handeln ableiten? In welchen 
Bereichen sollte wie investiert werden?

Der Sozialstaat ist in der Bevölkerung wie in der 
Wirtschaft und in gesellschaftlichen Institutionen 
gleichermaßen breit akzeptiert und Fundament 
für Stabilität – auch in Krisenzeiten. Anspruch des 
(vor-)sorgenden Sozialstaats ist es, Bürgerinnen 
und Bürgern zum einen Sicherheit in schwieri­
gen Lebensphasen zu bieten und zum anderen 
Chancen für eine eigenverantwortliche Lebens­
führung zu eröffnen.1 Der seit 2005 von den 
Bundesregierungen verfolgte Ansatz einer nach-
haltigen Familienpolitik orientiert sich an diesem 
Sozialstaatsverständnis. Während zuvor in erster 
Linie auf ausbessernde Geldleistungen im Sinne 
eines Familienlastenausgleichs gesetzt wurde, 
wandelte sich unter dem Eindruck des 7. Fami-
lienberichts das Politikkonzept. Neben gezielten 
Geldleistungen, die in spezifischen Lagen mate-
rielle Sicherheit bieten, wurden neue Leistungen 
geschaffen, die effektive Anreize für eine lohnende 
Erwerbstätigkeit beider Elternteile setzten. Ein 
nachdrücklicher Fokus auf der Vereinbarkeit 
führte dazu, dass diese Anreize Wirkung zeigten 
und das Erwerbsvolumen von Familien – insbe-
sondere von Müttern mit jüngeren Kindern – seit-

1 Der vorsorgende Sozialstaat betont neben der Ausgleichsfunktion stärker als zuvor die Investitionsfunktion des Sozialstaats. Investitionen 
(beispielsweise in Bildungschancen, in die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wie auch in die Absicherung von Lebensrisiken wie Arbeitslosig-
keit) tragen dazu bei, dass Bürgerinnen und Bürger ihre Potenziale entwickeln, gesellschaftlich teilhaben und langfristig unabhängig von 
Transferleistungen bleiben können. So entstehen gesellschaftliche und wirtschaftliche Gewinne, letztlich eine sozialstaatliche Rendite. Vergleiche 
https://www.prognos.com/sites/default/files/2021-02/prognos_investiver_sozialstaat_2020.pdf.

her signifikant anwuchs und weiterwächst. Dies 
trägt zur wirtschaftlichen Sicherheit von Familien 
und zur Vermeidung von Armutsrisiken entschei-
dend bei und zahlt sich auch gesamtwirtschaftlich 
aus. Damit leistet Familienpolitik einen wichtigen 
Beitrag zur chancenorientierten Ausrichtung des 
Sozialstaats.

Begleitet wurde dieser Prozess durch neue 
Akteurskonstellationen und Verantwortungs­
partnerschaften, die die Bedeutung gemeinsa­
men Handelns für eine wirksame Familien­
politik verdeutlichten: Mit Stakeholdern aus 
Wirtschaft und Gesellschaft verständigte sich 
das Bundesfamilienministerium ab 2004 über 
Eckpunkte nachhaltiger Familienpolitik. Dazu 
gehörte die nachdrückliche (Selbst-)Verpflichtung 
auf eine stetige Wirkungsmessung, deren Ergeb-
nisse in die Politikgestaltung eingebracht wurden 
(vergleiche Buch/Riphahn 2019). Auch der kürz-
lich vorgestellte 9. Familienbericht begreift Politik 
für Familien als gesamtgesellschaftlichen Auftrag. 
Er knüpft an den vom 7. Familienbericht formu-
lierten Dreiklang von Zeit-, Geld- und Infrastruk-
turpolitik an und empfiehlt eine noch stärkere 
Wirkungsorientierung familienbezogener Leis-
tungen und Maßnahmen (BMFSFJ 2021).

https://www.prognos.com/sites/default/files/2021-02/prognos_investiver_sozialstaat_2020.pdf
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Vorsorgender Sozialstaat: Sicherheit und Chancen für Familien 

Diese Ausrichtung in der Familienpolitik kor­
respondierte mit einer Neujustierung des 
Sozialstaats insgesamt, die neben der verläss-
lichen sozialen Absicherung die Dimension der 
Aktivierung betonte. Seither setzen Leistungen 
stärker auf Anreize, Befähigung und Verpflichtung, 
um die Menschen dazu zu motivieren, eigenstän-
dig Lebenschancen zu entwickeln. Familienbezo-
gene Geldleistungen und öffentliche Investitionen 
in Infrastruktur und Zeitpolitik für Familien – na-
mentlich in Betreuungsinfrastruktur – zahlen sich 
dabei auf drei Ebenen aus: Sie haben positive 
gesamtwirtschaftliche, fiskalische und vertei-
lungspolitische Effekte. So kann die Familien-
politik einen wesentlichen Beitrag zu inklusivem 
Wachstum und gesellschaftlichem Zusammen-
halt leisten.

Die hier vorgenommene Standortbestimmung 
für die zukünftige Familienpolitik knüpft an 

dieses Sozialstaatsverständnis an. Weil eine neue 
Qualität von Sicherheit und Chancen für Familien 
notwendig ist, werden Vorschläge entwickelt, wie 
Familienpolitik an Wirksamkeit und Effizienz 
gewinnen kann und Familien nachhaltig ge-
stärkt werden. Diese Perspektive nimmt auch der 
9. Familienbericht ein. Insgesamt geht es in der 
vorliegenden Fortschrittsagenda um wirkungs­
starke Impulse für eine neue Stufe einer zu­
kunfts­ und krisenfesten Familienpolitik mit 
der Trias von Geld, Zeit und Infrastruktur.

Ausgangspunkt dieser Standortbestimmung ist 
die Situation vor der Corona-Pandemie: Welche 
Trends prägten das Familienleben? Wie hat sich 
die Familienpolitik in den zurückliegenden Jah-
ren ausgerichtet und welche Ziele will sie errei-
chen? Das sind die Leitfragen, die in Kapitel 2 
unter Bezug auf wesentliche Ziele des vorsor-
genden Sozialstaats beantwortet werden.

SicherheitAbsicherung Aktivierung Chancen
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In Kapitel 3 wird anhand repräsentativer Be-
fragungsdaten gezeigt, wie Familien durch die 
Corona­Pandemie in ihrem Alltag eingeschränkt 
wurden und wie sie mit den Zumutungen und 
Herausforderungen der Krise umgehen konnten. 
Welche familiären Arrangements haben sich als 
hilfreich für die Bewältigung dieser Ausnahmesi-
tuation erwiesen? Welche Unterstützung erhielten 
Eltern im beruflichen Umfeld und wie halfen die 
Angebote der Familienpolitik mit krisenbedingten 
Modifizierungen? Anhand von demoskopischen 
und statistischen Daten werden wesentliche 
Ergebnisse dargestellt.

In Kapitel 4 werden empirisch evidente Schlüsse 
aus den jüngsten Erfahrungen gezogen. Zentralen 
Fortschrittsfeldern der Familienpolitik werden 
wirksame (Kern-)Maßnahmen zugeordnet, die 
Familien im Sinne des vorsorgenden Sozialstaats 
mehr Sicherheit für die nachhaltige Bewältigung 
der Corona-Krise und neue Lebenschancen 
bringen.

Im resümierenden Kapitel 5 wird die so ausgerich-
tete Familienpolitik als ein zentrales sozialstaat­
liches Handlungsfeld ausgewiesen. Die benannten 
Fortschrittsfelder sind die Fortsetzung einer ziel-
gerichteten und nachhaltigen Strategie – auch und 
gerade in gesellschaftlichen Krisensituationen.
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Vor der Pandemie: Nach-
haltige Familienpolitik

In diesem Kapitel werden vier zentrale Trends 
des Familienlebens skizziert, die durch die neu 
konzipierte Familienpolitik seit 2004 aktiv unter-
stützt wurden und auch – das wird sich in den 

folgenden Kapiteln zeigen – für die familien-
politische Antwort auf die aktuellen Krisen-
herausforderungen eine herausragende Be-
deutung haben.

2.1 Trends, die das Familienleben prägen

Partnerschaftliche Vereinbarkeit

Eine gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
steht im Mittelpunkt einer nachhaltigen Familien-
politik, da vor allem sie Sicherheit und Chancen 
schafft. Junge Väter wünschen sich zunehmend, 
bei der Versorgung und Erziehung ihrer Kinder 
eine aktivere Rolle einzunehmen, als ihre eige-
nen Väter dies getan haben. Das Alleinverdiener-
Modell hat an Überzeugungskraft verloren, eine 
Verringerung des eigenen Erwerbsumfangs zu-
gunsten einer Erwerbstätigkeit der Partnerin 

gewinnt an Akzeptanz und Attraktivität (IfD 
Allensbach 2019). Mütter wollen ihren beruflichen 
Weg, den sie vor der Familiengründung durch 
Ausbildung und Berufseinstieg eingeschlagen 
haben, auch mit kleinen Kindern fortsetzen. 
Neben der hohen Bedeutung, die Berufstätigkeit 
für sie hat, geht es ihnen um finanzielle Unabhän-
gigkeit und Existenzsicherung aus eigener Kraft 
sowie darum, einen substanziellen Beitrag zum 
Haushaltseinkommen zu leisten (Bujard et al. 
2017). Partnerschaftliche Vereinbarkeit zu stärken 
bedeutet demnach, sichere Arbeit und berufliche 
Perspektiven für Mütter und Väter zu ermögli-

2  
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chen, ohne dass familiäre Bedürfnisse zu kurz 
kommen. Eine gelingende partnerschaftliche 
Vereinbarkeit ist zudem ein wirksamer Schutz 
vor Armutsrisiken und stärkt die Bindung des 
Kindes zu beiden Elternteilen. 

Familienergänzende Bildung 
und Betreuung

Der Ausbau der Kinderbetreuungsinfrastruktur 
samt Rechtsanspruch ab dem vollendeten ersten 
Lebensjahr sowie die Subventionierung der 
Betreuungskosten ermöglichen es, dass immer 
mehr Mütter ihre Erwerbswünsche auch tatsäch-
lich realisieren und sich die Familienaufgaben mit 
dem Partner stärker aufteilen. Familienergänzen-

de Betreuung ist zu einem gesellschaftlich breit 
akzeptierten, stark nachgefragten und genutzten 
Angebot geworden. Dazu hat auch beigetragen, 
dass zunehmend anerkannt ist, dass gute Kinder-
betreuungsangebote die kindliche Entwicklung 
positiv beeinflussen. Kitas sind Bildungseinrich-
tungen mit einem Erziehungs- und Sozialisations-
auftrag (Spieß/Hübner 2020). Sie sorgen dafür, 
dass sich alle Kinder – unabhängig von den 
Ressourcen in ihrem familiären Umfeld – gut 
entwickeln können. 

Familiensensible Arbeitsbedingungen

Die Bedeutung familiensensibler Arbeitsbedin-
gungen nimmt in Deutschland stetig zu. Mittler-
weile geben über vier Fünftel der Geschäftsleitun-
gen beziehungsweise Personalleitungen an, dass 

Väterbeteiligung
beim Elterngeld

21 %
42 %

2008 2018

Betreuungsquote
von Kindern unter 3 Jahren

14 %

35 %

2006 2020
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das Thema (eher) wichtig für ihr Unternehmen ist 
(BMFSFJ 2019a). Maßnahmen zur Arbeitszeitge-
staltung sowie flexibles und mobiles Arbeiten/
Homeoffice bleiben die wichtigsten Instrumente 
der betrieblichen Vereinbarkeitspolitik. Die neuen 
Arbeitsformen, die mit der Digitalisierung einher-
gehen, begünstigen potenziell die Vereinbarkeit. 
Immer mehr Unternehmen beziehen bei verein-
barkeitsfördernden Maßnahmen nicht mehr nur 
Mütter, sondern gleichfalls Väter als Zielgruppe 
aktiv ein. Diese positiven Entwicklungen haben 
sich in den vergangenen Jahren verstetigt und sind 
unter den Bedingungen der Corona-Pandemie 
noch beschleunigt und intensiviert worden 
(Prognos 2020d).

Erwerbstätigkeit von Müttern

Als ein Ergebnis neuer Lebensziele und wirksamer 
Politik steigt die Erwerbsbeteiligung von Müttern 
kontinuierlich seit 2006, insbesondere bei jungen 
Familien mit Kindern unter drei Jahren. Parallel 
steigen die Inanspruchnahme der Partnermonate 
beim Elterngeld/ElterngeldPlus und die außerfa-
miliäre Betreuung der Kinder. Viele Mütter sind 
heute deutlich schneller nach der Geburt ihres 
Kindes wieder erwerbstätig, und dies auch deut-
lich häufiger in großen Teilzeitumfängen von 28 
bis 36 Wochenstunden (BMFSFJ 2020d). Dass 
Erwerbswünsche von (insbesondere teilzeitbe-
schäftigten) Müttern ihre tatsächliche Erwerbs-
beteiligung übersteigen, verweist auf Entwick-
lungspotenziale. Das bringt den Familien mehr 
wirtschaftliche Sicherheit, denn zwei Familien-
einkommen sind ein sehr wirksamer Schutz vor 
Armutsrisiken und sichern Teilhabe- und Ent-
wicklungschancen der Kinder (vergleiche auch 
Fegert et al. 2021).

Sowohl für den Fall einer Trennung als auch mit 
Blick auf die Alterssicherung stellt sich insbeson-
dere für Mütter die Frage, ob die bestehenden 
Erwerbsumfänge zu gegebenen Löhnen aus-
reichen, um die eigene Existenz finanziell abzu-
sichern. Auch hier sind positive Entwicklungen 
festzustellen (BMFSFJ 2020b). Der großen Mehr-

Bedeutung von Familienfreundlichkeit
Anteil der Unternehmen: 
„Familienfreundlichkeit ist wichtig“

47 %

83 %

2003 2019
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heit der Mütter mit Stundenumfängen von 28 und 
mehr gelingt die eigene Existenzsicherung, Müt-
tern mit Stundenumfängen unter 20 deutlich 
seltener. In den Ergebnissen für Alleinerziehende 
spiegelt sich deren höhere Erwerbsneigung deut-
lich. Im Vergleich zu Müttern in Paarfamilien 
liegen die Existenz sicherungsquoten um 19 Pro-
zentpunkte höher. Das ist wichtig, weil sie die 
besondere Anstrengung bewältigen müssen, 
weitgehend alleinverantwortlich für die wirt-
schaftliche Absicherung zu sein.

2.2 Wirksame Leistungen des Sozialstaats 
für Familien
Die beschriebenen Trends würden sich ohne eine 
wirksame familienpolitische Rahmensetzung heu-
te kaum so deutlich abzeichnen. Ein abgestimmter 
Dreiklang aus Geld­, zeitbezogenen und Infra­
strukturleistungen ist für eine nachhaltige, 
lebensphasen- und damit bedarfsgerechte Förde-
rung von Familien grundlegend. Dieser Einsicht 
wurde seit 2005 durch die Politik der Bundesregie-
rung schrittweise und in den Ergebnissen erfolg-
reich Rechnung getragen. Passiv-absichernde 
Leistungen wie das Kindergeld und die Grundsi-
cherung wurden durch aktivierende Leistungen 
wie das Bildungs- und Teilhabepaket sowie – für 

Familien mit geringen Einkommen – den Kinder-
zuschlag ergänzt. Das bedarfsabhängige Erzie-
hungsgeld als versorgende Sozialleistung wurde 
durch eine partnerschaftlich-aktivierende, die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf für beide 
Elternteile fördernde Leistung, das Elterngeld 
mit Partnermonaten, abgelöst. Gleichzeitig 
erfolgte in zwei großen Schritten (TAG, KiFöG) 
der Ausbau der Kinderbetreuung, was die Zeit-
autonomie junger Eltern erhöhte, partnerschaft-
liche Lebensentwürfe erleichterte und frühkind-
liche Bildung stärkte.

Erwerbstätigenquote von Müttern
mit Kindern im Alter von 2–3 Jahren

42 %
61 %

2006 2019
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 Wirksame Hebel für mehr Sicherheit und Chancen

Die neuen Leistungen wurden seit ihrer Einfüh-
rung in jeder Legislatur auf der Grundlage von 
Wirkungsprüfungen justiert. Ein Meilenstein in 
diesem Prozess war die systematische Evaluation 
zentraler ehe- und familienbezogener Maßnah-
men und Leistungen in Deutschland, mit der von 
2009 bis 2014 erstmals eine umfassende leistungs-
übergreifende Wirkungsanalyse durchgeführt 
wurde (sogenannte Gesamtevaluation; Prognos 
2014). Seitdem hat es weitere Evaluationen 
gegeben, die mit gleichem methodischem Rüst-

zeug die Wirksamkeit einzelner Leistungen 
oder Leistungsbündel in Bezug auf die Ziele des 
Gesamtsystems der ehe- und familienbezogenen 
Leistungen betrachten. Die grundsätzliche Wir-
kungsrichtung und auch die Impulsstärke von 
Leistungen, wie sie in der Gesamtevaluation 
analysiert wurden, wurden dabei bestätigt. Die 
Erkenntnisse haben seit 2014 zu weiteren wichti-
gen Entscheidungen der Bundesregierungen 
geführt:

Sicherheit und Chancen für Familien
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 • Ein Gesamtpaket zur Verbesserung der fami-
lienbezogenen Leistungen wurde 2015 verab-
schiedet, das gerade Familien mit kleinen 
Einkommen adressierte. Es beinhaltete die 
Erhöhung des Kinderzuschlags und des Ent-
lastungsbetrags für Alleinerziehende, seine 
Staffelung nach der Kinderzahl sowie die 
Verbesserungen beim Unterhaltsvorschuss 
und parallel eine Erhöhung von Kindergeld 
und -freibeträgen.

 • Aufbauend auf den Elterngeldregelungen 
wurden mit der Einführung des ElterngeldPlus 
für Eltern, die nach der Geburt eines Kindes 
Teilzeit arbeiten, gezielt neue Optionen ge-
schaffen.

 • Der Ausbau der Kinderbetreuung sowie die 
Verbesserung der Qualität und Teilhabe werden 
mit dem Sondervermögen „Kinderbetreu­
ungsausbau“ und dem Gute­KiTa­Gesetz 
vorangetrieben. Mit dem Gute-KiTa-Gesetz 
investiert der Bund von 2019–2022 rund 
5,5 Milliarden Euro zusätzlich in die Kinder-
tagesbetreuung.

2 Im Jahr 2020 wurde das fünfte Investitionsprogramm aufgelegt. Siehe hierzu Seite 32

 • Über vier Investitionsprogramme2 aus dem 
Sondervermögen „Kinderbetreuungsausbau“ 
werden den Ländern seit 2008 Finanzhilfen in 
Höhe von insgesamt rund 4,4 Milliarden Euro 
zur Verfügung gestellt. Mit den ersten drei 
Programmen wurden mehr als 450.000 neue 
Betreuungsplätze für unter dreijährige Kinder 
geschaffen, mit dem noch laufenden, vierten 
Investitionsprogramm soll der weitere Ausbau 
von 100.000 Plätzen für Kinder bis zum Schul-
eintritt erfolgen.

 • Zudem wurde nach der Vereinbarung, einen 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung bis 
2025 zu schaffen, der Ausbau bedarfsgerechter 
Ganztagsangebote für Grundschulkinder 
eingeleitet.

 • Schließlich bewirken 2019 verabschiedete 
Verbesserungen beim Kinderzuschlag und 
Bildungs­ und Teilhabepaket, dass Familien 
mit kleinen Einkommen sowie Alleinerzie-
hende häufiger, einfacher und umfangreicher 
von der Unterstützung profitieren können 
und sich Erwerbstätigkeit mehr lohnt.
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Der bewährte Mix aus zeitbezogenen, Geld­ und 
Infrastrukturleistungen wird fortlaufend opti-
miert, um die Wirksamkeit zu erhöhen und den 
eingangs geschilderten Trends im Familienleben 
sowie den damit einhergehenden Herausforde-
rungen gerecht zu werden. Zahlreiche Studien 
belegen in diesem Zusammenhang, dass Ausgaben 
für Familien als soziale Investitionen mit vielfälti-
gem Gewinn zu verstehen sind (zusammenfassend 
in BMFSFJ 2017). Das Bundesministerium der 
Finanzen bestätigt im Hinblick auf die Tragfähig-
keit der öffentlichen Haushalte, dass eine zielge-
naue Gestaltung familienbezogener Leistungen 
und Investitionen Wachstum und Beschäftigung 

in Deutschland weiter verbessern und durch 
Refinanzierungseffekte positive Wirkungen auf 
die öffentlichen Finanzen entfalten kann (BMF 
2016). So verstanden betreffen gesellschaftliche 
Gewinne die Verringerung von Armutsrisiken und 
ALG-II-Bezug, die Verbesserung der Integration 
und Teilhabe und des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts. Wirtschaftliche Rendite zeigt sich 
in einer Verbesserung des Humanvermögens, 
in besseren Beschäftigungschancen auf dem 
Arbeitsmarkt sowie einem Zuwachs an Produk-
tivitäts- und Wirtschaftswachstum (Krebs/
Scheffelt 2017).

2.3 Fortschrittsziele für mehr Nachhaltigkeit
Die im Dezember 2019 vorgelegte „Agenda 
2030 – Nachhaltige Familienpolitik“ verfolgt 
eine ambitionierte Perspektive (BMFSFJ 2019b). 
Im Kontext der Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung werden unter Berücksichtigung 
zentraler Wirkungsketten der Gesamtevaluation 
familienpolitische Fortschrittsziele definiert und 
es wird ein Zeithorizont für die Zielerreichung 
benannt. Im Einzelnen werden bis 2030 folgende 
Ziele verfolgt (Auswahl):
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Ganztagsbetreuung

 • Bis 2030 sollen 35 Prozent der Kinder im Alter 
von null bis zwei Jahren ganztags betreut 
werden. Aktuell (2018) sind es 16,5 Prozent 
der Kinder in diesem Alter.

 • Bis 2030 sollen 70 Prozent der Kinder im Alter 
von drei bis fünf Jahren ganztags betreut 
werden. Aktuell (2018) sind es 45,9 Prozent 
der Kinder in diesem Alter.

 • Bei Schulkindern wird die Lücke zwischen 
Betreuungsbedarf und -angebot bis 2030 
wei ter geschlossen. Der Anteil der Familien 
ohne Betreuungsplatz sinkt. Aktuell (2018) 
besuchen 47,8 Prozent der Kinder Hort- und 
Ganztagsschulangebote ganztags.

Familiensensible Unternehmen

 • Der Anteil der Unternehmen, die ihre Beschäf-
tigten mit familienorientierten Maßnahmen 
unterstützen, steigt bis 2030 sowohl durch 
Mitgliedschaft im Unternehmensnetzwerk 
wie mit entsprechenden Aussagen im Unter-
nehmensmonitor weiter deutlich an.

 • Homeoffice/Mobiles Arbeiten: Der Anteil 
der Beschäftigten, die gewöhnlich oder manch-
mal von zu Hause aus arbeiten (können), 
überschreitet bis 2030 den dann erreichten 
EU28-Mittelwert. Aktuell (2019) arbeiten hier 
16 Prozent der Beschäftigten gewöhnlich oder 
zeitweise von zu Hause aus, in Deutschland 
sind es 12,6 Prozent.

Erwerbstätigkeit und Einkommen 
von Müttern

 • Die Müttererwerbstätigkeit nähert sich der 
Vätererwerbstätigkeit bis 2030 weiter an. 
Aktuell (2019) sind 69 Prozent der Mütter 
mit minderjährigen Kindern erwerbstätig. 
Die Differenz zur Erwerbstätigkeitsquote 
der Väter beläuft sich auf 23 Prozentpunkte.

 • Der Anteil der Mütter, die ein existenzsichern-
des Erwerbseinkommen erzielen, steigt weiter-
hin an. Ziel ist es, dass der Anteil bis 2030 auf 
dann rund 80 Prozent steigt. Aktuell (2018) 
erzielen 74 Prozent der erwerbstätigen Mütter 
ein existenzsicherndes Einkommen.
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Partnerschaftlichkeit

 • Der Anteil der Väter, die Elternzeit nehmen 
und dabei Elterngeld beziehen, steigt konti-
nuierlich an. Ziel ist es, dass 2030 jeder zweite 
Vater Elternzeit nimmt und dabei Elterngeld 
bezieht. Mehr als vier von zehn Vätern 
(42,3 Prozent) der im zweiten Quartal 2018 
geborenen Kinder beziehen Elterngeld und 
nehmen sich damit Zeit für ihre Kinder.

Wirtschaftliche Sicherheit

 • Die Einkommen der Familien entwickeln sich 
bis 2030 weiterhin parallel zu den Einkommen 
der Haushalte ohne Kinder.

 • Die Einkommen der Alleinerziehenden steigen 
bis 2030 in Relation zu den Einkommen der 
Paarfamilien stärker an.

Auch wenn sich durch die Corona-Pandemie die 
Erreichung dieser Ziele verzögern sollte, behalten 
sie ihre Gültigkeit: Die Agenda 2030 gibt damit 
Orientierung, was Familien und Familienpolitik 
zu leisten imstande sind. Die Zielwerte sind daher 
auch Referenzen für die Vorschläge dieser Fort-
schrittsagenda (vergleiche Kapitel 4).
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Was im Lockdown schmerzlich vermisst sowie 
intensiv diskutiert wurde, zeigt zugleich, was der 
Sozialstaat durch den Ausbau der Kinderbetreu-
ung und die Ermöglichung moderner Arrange-
ments zwischen Müttern und Vätern mittlerweile 
im Normalbetrieb leistet. Die weitreichenden 
Einschränkungen im Zuge der Corona-Krise 
hatten insbesondere auf Familien mit jüngeren 
Kindern immense Auswirkungen. Mütter und 
Väter waren insbesondere während der Lock-
down-Phasen im Frühjahr 2020 sowie ab Dezem-
ber 2020 stark von der Schließung der Betreu-
ungseinrichtungen und Schulen betroffen und 

3 Der aktuelle Familienreport des Bundesfamilienministeriums gibt einen vergleichenden Überblick über die wichtigsten Studienergebnisse 
(BMFSFJ 2020d).

4 In der ersten Befragung wurden 1.493 Mütter und Väter mit Kindern unter 15 Jahren im Haushalt im Zeitraum 16. April bis 3. Mai, also in 
der zweiten Hälfte der Lockdown-Phase, während erste Lockerungen diskutiert und geplant wurden, befragt. Die zweite Befragung richtete 
sich an 1.043 Mütter und Väter mit Kindern unter 15 Jahren im Haushalt und wurde zwischen dem 4. und 22. Februar 2021 durchgeführt; auch 
in diesem Zeitraum hatten Schulen den Präsenzunterricht weitgehend ausgesetzt und waren Kinderbetreuungseinrichtungen nur eingeschränkt 
verfügbar. Die geschichteten Zufallsstichproben beider Befragungen wurden aus einem großen Onlinepanel gezogen. Die gewichteten Ergebnisse 
sind repräsentativ für Eltern mit Kindern unter 15 Jahren. Da die zweite Befragung weniger umfänglich war, liegen nicht sämtliche Ergebnisse im 
Zeitvergleich vor.

mussten vielfach die Betreuung und Bildung ihrer 
Kinder parallel zur Erwerbstätigkeit übernehmen.

Detailliert Auskunft über die Erfahrungen, Belas-
tungen, Einschätzungen und Bedürfnisse der 
Bevölkerung insgesamt sowie von Eltern und 
(Schul-)Kindern in der Corona-Krise geben 
zwischenzeitlich diverse Untersuchungen.3 
Informationen über die Situation und die Erfah-
rungen von Eltern mit Kindern unter 15 Jahren 
verschaffen zwei repräsentative Befragungen, die 
im Auftrag des Bundesfamilienministeriums vom 
Institut für Demoskopie Allensbach im April/Mai 
2020 und im Februar 2021 durchgeführt wurden.4

Während der Pandemie: 
Familien unter Druck
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Ressourcen und Stressfaktoren von Familien in der Pandemie 

Die Befragungen zeigen, wie Familien auf unter-
schiedliche Art und Weise von der Schließung 
von Betreuungseinrichtungen und Schulen, 
betrieblichen Veränderungen und finanziellen 
Auswirkungen betroffen waren, wie sie die mit 
den Beschränkungen verbundenen Herausfor-
derungen bewältigt haben und wie sie unter-
schiedlich gut durch die Zeit der Beschränkungen 
gekommen sind. Die Ergebnisse der Allensbach-
Befragungen werden durch andere Studien im 
Wesentlichen bestätigt.

Klar erkennbar ist ein zunehmender Erschöp­
fungseffekt der Familien: 44 Prozent der Eltern 

sind im Februar 2021 entmutigt, weil die Pande-
mie so lange anhält. Damit einhergehend sind 
mit der Dauer der Krise die Belastungen für das 
Familienleben gewachsen. Während im Frühjahr 
2020 23 Prozent der Eltern Stress dabei empfun-
den haben, sich neben Beruf und Haushalt noch 
um Kinderbetreuung und Schulunterricht zu 
kümmern, geben dies im Februar 2021 42 Prozent 
der Eltern zu Protokoll. Fast sechs von zehn Fami-
lien erlebten im Februar 2021 Belastungen, Stress 
und/oder Streit und Spannungen. Dies ist gegen-
über dem Frühjahr 2020, in dem 41 Prozent der 
Befragten solche Erfahrungen angaben, ein 
deutlicher Anstieg. 
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Die zentralen Erkenntnisse der Studien unter­
streichen die Bedeutung familienpolitischer 
Erfolge und Weichenstellungen der vergangenen 
Jahre:

1. In der Krise haben Mütter und Väter die 
zusätzlich anfallenden Betreuungsaufgaben 
vielfach partnerschaftlich geschultert. 
Hier wirken sich das durch familienpolitische 
Instrumente unterstützte partnerschaftliche 
Leitbild und das veränderte Rollenbild von 
Vätern in Familien positiv aus. Die Aufteilung 
bei der Kinderbetreuung zwischen den Part-
nern blieb in sechs von zehn Familien während 
der Lockdowns im Frühjahr 2020 und im Win-
ter 2020/2021 insgesamt unverändert. In etwa 
jeder fünften Familie wurde die Aufteilung mit 
dem anderen Elternteil ungleicher, in ebenso 
vielen Familien aber auch gleichmäßiger. Zwar 
haben Mütter häufiger mehr Betreuungsauf-
gaben übernommen (2020: 54 Prozent, 2021: 
49 Prozent), aber auch ein wesentlicher Anteil 
der Väter tat dies (2020: 44 Prozent, 2021: 
40 Prozent). Väter in Paarfamilien, in denen 
beide Eltern vor den Beschränkungen über 
25 Wochenstunden erwerbstätig waren, enga-
gierten sich im Frühjahr 2020 besonders häufig 
(51 Prozent im Vergleich zu 38 Prozent der 
übrigen Väter). Ein nennenswerter Teil der 
Väter brachte sich etwa durch die Flexibilisie-
rung der Arbeitszeiten (10 Prozent) oder durch 
die Nutzung von Homeoffice (22 Prozent) 
verstärkt in die häusliche Betreuung der 

Kinder ein. Phasen der Kurzarbeit verschafften 
Vätern hierfür ebenfalls zeitliche Freiräume. 
Auch in der Krise gilt es nicht mehr als Selbst-
verständlichkeit, dass bei Vereinbarkeits-
schwierigkeiten allein Frauen zurückstecken 
(Cremer 2021). So zeigen auch andere Studien, 
dass von einer allgemeinen Retraditionalisie-
rung der Aufgabenteilung in Familien nicht die 
Rede sein kann, auch wenn in der Krise Mütter 
nach wie vor den größten Teil der Kinderbe-
treuung übernommen haben (Bujard et al. 
2020; Kreyenfeld/Zinn 2021): Eine zunehmen-
de Traditionalisierung wurde vor allem in den 
Paarfamilien beobachtet, in denen die Mutter 
bereits vorher den größeren Teil der Kinder-
betreuung übernommen hat, während Paare 
mit partnerschaftlicher Aufteilung auch den 
durch die Krise erhöhten Betreuungsaufwand 
partnerschaftlich schulterten (Jessen/Spieß/
Wrohlich 2021). 

2. Die immense Bedeutung, welche die Betreu­
ungsinfrastruktur für Eltern und Kinder hat, 
ist mit der flächendeckenden Schließung von 
Kitas und Schulen besonders sichtbar gewor­
den. Eine bedarfsgerechte und möglichst 
flexible Infrastruktur ist Voraussetzung dafür, 
dass beide Eltern erwerbstätig sein können, 
und bietet allen Kindern, unabhängig von den 
Möglichkeiten ihrer Eltern, Chancen auf gute 
Bildung und Teilhabe. So haben nach der 
Schließung von Kitas und Schulen insbeson-
dere doppelt erwerbstätige Eltern und Allein-
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erziehende die Neuorganisation der Kin-
der betreuung als schwierig erlebt. Dass die 
Kinderbetreuung zu Hause gut funktionierte, 
gab im Frühjahr 2020 fast jede zweite Familie 
(48 Prozent) und im Februar 2021 44 Prozent 
an. Verbreitet waren jedoch Sorgen um die 
Förderung der Kinder: Hauptsorge der meisten 
Eltern (40 Prozent im Jahr 2021, 43 Prozent im 
Jahr 2020) war, dass der Nachwuchs nicht so 
gut wie in der Kita oder Schule gefördert wird 
und sich daraus später Nachteile ergeben 
könnten. Insbesondere Familien mit einfacher 
Schulbildung trauten sich selten zu, ihr Kind 
auch zu Hause gut zu fördern (15 Prozent). 
Deutlich wird, dass diesen Kindern die Bil-
dungs- und Teilhabechancen, die Kitas und 
Schulen eröffnen, ganz besonders fehlten. Die 
Bedeutung der Betreuungsinfrastruktur zeigt 
sich auch an der starken Nutzung der Notbe-
treuung während des zweiten Lockdowns: 
Während im Frühjahr 2020 nur 4 Prozent der 
Eltern auf die Notbetreuung zurückgriffen, 
nutzte sie im Winter 2020/2021 jede fünfte 
Familie. Besonders Alleinerziehende (30 Pro-
zent) und erwerbstätige Mütter (28 Prozent) 
nahmen die Notbetreuung Anfang 2021 
Anspruch. Möglicherweise ist dies auch ein 
Grund dafür, dass die Sorgen um die Förde-
rung der Kinder im zweiten Lockdown nicht 
weiter gewachsen sind und gerade bei Allein-
erziehenden stark abgenommen haben 
(56 Prozent im Jahr 2020, 43 Prozent im 
Jahr 2021).

3. Die meisten Unternehmen haben in der Krise 
Verantwortung für die Situation der beschäf­
tigten Eltern übernommen und gemeinsam 
mit ihnen Vereinbarkeitslösungen gefunden. 
Diese Haltung korrespondiert mit dem in den 
vergangenen Jahren deutlich gewachsenen 
Verständnis, dass sich eine vorsorgend-inves-
tierende Vereinbarkeitspolitik für Unterneh-
men lohnt. In der Krise im Frühjahr 2020 
zeigte sich, dass drei Viertel der Arbeitgeber 
den Müttern und Vätern geholfen haben, als 
sie von ihnen auf die Kinderbetreuungspro-
blematik angesprochen wurden. Im zweiten 
Lockdown stieg die Unterstützung durch die 
Arbeitgeber und Vorgesetzten noch einmal: 
von 75 Prozent im Frühjahr 2020 auf über 
80 Prozent im Februar 2021. Vereinbarkeits-
fördernde Maßnahmen wurden eingeführt 
oder erweitert: 60 Prozent der Eltern erlebten 
im Februar 2021 im Vergleich zur Zeit vor der 
Pandemie wenigstens eine konkrete Verbesse-
rung für die Vereinbarkeit in ihrem Betrieb 
beziehungsweise bei ihrem Arbeitgeber. Auf 
die Bewältigung der Krise wirkte es sich positiv 
aus, wenn Väter und Mütter die Möglichkeit 
hatten, im Homeoffice zu arbeiten und 
Arbeitszeiten entsprechend den familiären 
Bedürfnissen zu flexibilisieren.

4. Angesichts der ökonomischen Auswirkungen 
der Corona­Krise ist der Sozialstaat, der 
Risiken absichert und Zugänge zu seinen 
finanziellen Hilfen schafft, für die Familien 
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essenziell. 28 Prozent der Familien berichteten 
in der ersten Befragung über leicht und 
18 Prozent über deutlich gesunkene Haus-
haltseinkommen. Insbesondere Alleinerzie-
hende (24 Prozent) erlebten deutliche Einkom-
mensverluste im Frühjahr 2020. In der Folge 
waren 10 Prozent der Eltern insgesamt und 
17 Prozent der Alleinerziehenden auf finan-
zielle Unterstützung angewiesen. Im Februar 
2021 sind die Einkommensverluste und 
finanziellen Sorgen nicht gewachsen, sondern 
haben eher abgenommen: Machte sich im 
Frühjahr 2020 noch rund ein Drittel (35 Pro-
zent) der Eltern große Sorgen wegen möglicher 
Auswirkungen der Krise auf die finanzielle 
Situation der Familie, war es im Februar 2021 
nur noch rund ein Viertel (26 Prozent). Aller-
dings waren Eltern mit niedrigem Haushalts-
einkommen und Alleinerziehende weiterhin 
besonders von deutlichen Einkommensverlus-
ten betroffen (23 Prozent und 25 Prozent) und 
zeigten sich entsprechend besorgt (35 Prozent 
und 38 Prozent). Wenn der Sozialstaat in 
Krisenzeiten seine Unterstützung kurzfristig 
anpasst, kommt der schnellen Informations-
verbreitung darüber eine zentrale Bedeutung 
zu. Dass Eltern sich bei Bekanntheit oder 
Bekanntwerden der Leistungen vielfach eine 
künftige Nutzung vorstellen konnten, verweist 
auf den Bedarf, Eltern über Unterstützungsan-
gebote noch besser zu informieren (IfD 
Allensbach 2021c).

Schlussfolgernd wirkt sich positiv auf eine 
insgesamt eher gute Bewältigung in der Corona-
Zeit aus,

 • wenn Väter anfallende Betreuungsaufgaben 
übernehmen und Eltern die familiäre Be­
treuung so gemeinsam schultern,

 • wenn Arbeitgeber im Dialog mit ihren Be­
schäftigten stehen und bei der Suche und 
Entwicklung von Vereinbarkeitslösungen 
kooperativ und unterstützend sind und

 • wenn Mütter und Väter im Homeoffice 
arbeiten und/oder Arbeitszeiten flexibilisieren 
können, um Beruf und Familie partnerschaft-
lich zu vereinbaren.

Vergleichsweise negativ wirkt sich insgesamt aus, 
wenn

 • wirtschaftliche Probleme des Arbeitgebers zu 
Arbeitszeitverkürzungen und damit Einkom­
mensverlusten der Familien führen,

 • Familien nur geringe Ressourcen für die 
Betreuung und Förderung der Kinder haben 
und Arbeit und Betreuung schwer miteinander 
verbunden werden können und

 • Eltern wenig über die staatlichen Hilfen 
wissen, auf die sie im Notfall zurückgreifen 
könnten.
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Leistungen und ihre Wirkungen in der Corona-Lage 2020/2021
In der Corona-Krise hat der deutsche Sozialstaat seine Wirksamkeit und Verlässlichkeit unter Beweis 
gestellt. Häufig wurde an bestehende Leistungen angeknüpft, sie wurden angepasst oder ergänzt und 
der Zugang zur Unterstützung wurde vereinfacht oder beschleunigt. So konnten zum Beispiel mit dem 
zu einem Notfall-KiZ angepassten Kinderzuschlag plötzliche Einkommenseinbußen für viele Familien 
mit kleinen Einkommen schnell abgefedert werden. Anpassungen im Elterngeld gewährleisteten einen 
stabilen Elterngeldbezug ohne Einbußen.5

Der im Jahr 2020 ausgezahlte Kinderbonus verschaffte den Familien zusätzliche Ausgabespielräume 
und stützte in besonderem Maße den privaten Konsum. Die Einmalzahlung erreichte 2020 zielgerichtet 
Haushalte mit Kindern und niedrigem bis mittlerem Einkommen, die im Zuge der Pandemie besonders 
häufig mit zusätzlichen Ausgaben konfrontiert waren (IMK 2021). Auch im Jahr 2021 wird es einen 
Kinderbonus geben.

Zusätzlich können Alleinerziehende, die steuerpflichtig erwerbstätig sind, vom erhöhten Entlastungs-
betrag profitieren. Laut Mikrosimulationen von Prognos (2021) werden insgesamt rund 650.000 Allein-
erziehende durch die Erhöhung des Entlastungsbetrags 2020 und 2021 entlastet. Dies entspricht rund 
vier von zehn Alleinerziehenden (41 Prozent). Beispielsweise hatte im Jahr 2020 eine erwerbstätige 
Alleinerziehende mit einem dreijährigen Kind und einem monatlichen Bruttoeinkommen von 1.750 Euro 
in der Kombination von Kinderbonus und Entlastungsbetrag 618 Euro netto mehr zur Verfügung. Der 
erhöhte Entlastungsbetrag wurde verstetigt und gilt dauerhaft über 2021 hinaus.

Insgesamt haben staatliche Unterstützungsleistungen verhindert, dass die Einkommen zulasten der 
Geringverdienenden auseinanderdriften. Untersuchungen zeigen, dass es im unteren Einkommensbereich 
2020 sogar zu leichten nominalen Einkommenszuwächsen gekommen ist. Im Gegensatz dazu sanken 
die Einkommen in den oberen Einkommensbereichen (IW 2020; IFO 2020).

5 Für weitere Beispiele siehe: https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/corona-pandemie

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/corona-pandemie
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Vorsorgend stärken:  
Investieren in Familien-
politik

Auch wenn die wirtschaftlichen und sozialen 
Auswirkungen der 2021 andauernden Corona­
Krise noch mittel­ bis langfristig zu spüren sein 
werden und die Erreichung der für 2030 anvi-
sierten familienpolitischen Ziele (vergleiche 
Kapitel 2.3) erschweren könnten, ist deutlich 
ge worden, dass Abstriche an der konsequenten 
Umsetzung einer nachhaltigen Familienpolitik 
kontraproduktiv wären. Die in Kapitel 3 geschil-
derten Erfahrungen bekräftigen vielmehr, dass 
Familien und mit ihnen auch die Wirtschaft und 
die Gesellschaft von den Wirkungen familienpoli-

tischer Maßnahmen seit 2005 profitieren. Die 
Familie als soziale Mitte zeigte sich trotz aller 
Belastungen stabil.

Vor dem Hintergrund der aktuellen Erfahrungen 
macht dieses Kapitel konkrete Vorschläge für 
Entwicklungen in vier zentralen Fortschrittsfel­
dern, nennt Zielsetzungen und Verantwortungs-
partner und zeigt instrumentelle Ansatzpunkte 
auf, um die Krisenphänomene erfolgreich zu 
bewältigen und als Gesellschaft gestärkt aus ihr 
hinauszutreten.

4  
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Perspektiven für alle Familien – vier Fortschrittsfelder

Prognos 2021

Neue Qualität 
der Vereinbarkeit

Ziel: 
Optionen schaffen für

 Familienzeit bei vollzeitnaher 
und existenzsichernder 

Erwerbstätigkeit beider Eltern

Partner: 
Betriebe und Tarifpartner 

als Unterstützer

Maßnahme: 
Einführung einer 

Familienarbeitszeit, die finanziell 
abgesichert ist

Chancen für 
alle Kinder

Ziel: 
Gerechte Chancenverteilung 

für Kinder bis ins Grundschul-
alter absichern 

Partner: 
Familienbildung und -beratung

Maßnahme: 
Quantitativer und 

qualitativer Ausbau von 
(Ganztags-)Angeboten

Wirtschaftliche 
Sicherheit

Ziel: 
Armutsrisiken und verdeckte 
Armut effektiv bekämpfen, 

Brücke aus den Transfers bauen, 
Unabhängigkeit stärken

Partner: 
Aktivierende Förderung der 

Eltern, wirkungsstarke Netzwerke 
für Eltern und Kinder

Maßnahme: 
Integration von Kindergeld 

und Kinderzuschlag zu 
einem bedarfsgerecht 

gestaffelten Kindergeld

Zugänglichkeit von 
Leistungen

Ziel: 
Bekanntheit, Zugänglichkeit 
und Nutzung von Leistungen 

verbessern

Partner: 
Länder und Kommunen, 

Elternbegleiter

Maßnahme: 
Entbürokratisierung 
und Digitalisierung
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4.1 Fortschrittsfeld Neue Qualität der Vereinbarkeit

Ziel

Partnerschaftliche Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf entspricht den mehrheitlichen Lebensplä-
nen junger Paare, die sich Kinder wünschen oder 
haben, die mit der Familiengründung jedoch nicht 
ihre beruflichen Ambitionen aufgeben wollen. Sie 
gehört zu den politischen Leitlinien eines moder-
nen Sozialstaats, denn sie bietet Familien wirt-
schaftliche Sicherheit und Chancen und fördert 
die Gleichstellung von Frauen und Männern. 
Die ausgeweitete Erwerbstätigkeit von Müttern 
verringert das Risiko, dass Familien bei Kurzarbeit 
oder Arbeitslosigkeit von Transfers leben müssen, 
und sichert auch Mütter selbst besser vor Armuts-
risiken im Fall einer Trennung oder im Alter. 
Zudem zeigt sich die Beschäftigung von Frauen 
respektive Müttern insbesondere in den system-
relevanten Berufen überdurchschnittlich krisen-
fest (Prognos 2020a).

Zum Gelingen partnerschaftlicher Familien-
modelle tragen drei Faktoren verlässlich bei: 
(1.) Elterngeld beziehungsweise ElterngeldPlus 
sind zentrale zeitpolitische Instrumente, die 
jungen Müttern und Vätern die Möglichkeit geben, 
in ein partnerschaftliches Familienleben hinein-
zuwachsen. Sie können gemeinsam mit (2.) flexi-
blen betrieblichen Arbeitszeitmodellen nach-

weislich ein elterliches Rollenmodell fördern, 
das Kindern gleichermaßen enge Bindungen zu 
Müttern und Vätern ermöglicht und gleichzeitig 
Erwerbstätigkeit und Einkommenschancen auf 
mehrere Schultern verteilt. Zudem ist (3.) eine 
verlässliche und qualitativ gute Betreuungsin­
frastruktur das Rückgrat für eine gute Verein-
barkeit und trägt dazu bei, dass alle Kinder sich 
gut entwickeln können. Das gilt sowohl für den 
frühkindlichen und vorschulischen Bereich als 
auch für die Grundschulzeit.

Verantwortungspartner

Für partnerschaftliche Vereinbarkeit sind zuerst 
beide Elternteile Verantwortungspartner.

Damit Väter und Mütter sich gegenseitig unter-
stützen und ihren Wünschen entsprechend beide 
für die Kinder da sein und wirtschaftlich gesichert 
sein können, muss der Sozialstaat vorsorgend 
günstige Rahmenbedingungen für Partnerschaft-
lichkeit setzen. Neben den Eltern ist also der 
Staat Verantwortungspartner. Er muss passende 
Zeitarrangements eröffnen (helfen). Die Corona-
Krise hat gezeigt, wie wichtig flexible und passen-
de Zeitarrangements von Eltern für eine gute 
Bewältigung der Herausforderungen sind.
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Betriebe sind ebenfalls bedeutsame Verantwor-
tungspartner im Fortschrittsfeld Neue Qualität 
der Vereinbarkeit, insbesondere bei der Gestaltung 
von Arbeitszeitoptionen. Eine familiensensible 
Unternehmenskultur, die gute Vereinbarkeit für 
Mütter und Väter ermöglicht, ist zentral, damit 
eine durch die Elterngeldregelungen gerahmte 
Elternzeit in Anspruch genommen werden kann, 
ohne berufliche Nachteile zu befürchten. Ebenfalls 
große Bedeutung haben flexible Arbeitszeitmodel-
le und die Möglichkeit, mobil oder im Homeoffice 
zu arbeiten. Familiensensibles Handeln stärkt die 
Attraktivität als Arbeitgeber und sichert Fachkräf-
te. Immer mehr Unternehmensleitungen erken-
nen dies und unterstützen partnerschaftliche 
Aufgabenteilung. Branchenübergreifend wachsen 
das Verständnis und die Wertschätzung von 
modernen Elternrollen (Prognos 2020d).

Die betrieblichen Maßnahmen rahmend tragen 
auch die Tarifpartner eine Verantwortung im 
Fortschrittsfeld. Ausgehend vom Wunsch vieler 
Beschäftigter, neben dem Beruf ausreichend Zeit 
für die Familie zu haben, werden immer häufiger 
innovative Wahlmodelle in tariflich gebundenen 
Unternehmen umgesetzt. Sie sehen vor, dass sich 
Beschäftigte anstelle einer Gehaltserhöhung für 
eine reduzierte Arbeitszeit entscheiden können. 
Zahlen zur Inanspruchnahme der Wahlmodelle 
belegen, dass sie den Präferenzen der Beschäftig-

ten entsprechen. Gerade auch, weil in männlich 
dominierten Branchen Wahlmodelle umgesetzt 
werden, ergeben sich daraus Teilhabechancen 
für Väter und die partnerschaftliche Vereinbarkeit 
(Prognos 2020b).

Perspektive

Eine neue Qualität der Vereinbarkeit ist ein 
wichtiges Ziel des vorsorgenden Sozialstaats. 
Die Erfahrungen während der Corona-Pandemie 
belegen die besondere Bedeutung einer partner-
schaftlichen Vereinbarkeit für ein gelingendes 
Familienleben und die gesellschaftliche Prosperi-
tät. Die Stärkung der partnerschaftlichen Aufga-
benteilung formuliert auch der 9. Familienbericht 
als zentrales Handlungsfeld für den vorsorgenden 
Sozialstaat. Es geht darum, beiden Elternteilen 
mehr zeitliche Optionen für ihre Kinder und die 
parallele Erwerbstätigkeit in existenzsicherndem 
Umfang zu eröffnen. Das leistet die Einführung 
einer Familienarbeitszeit nach dem Elterngeld­
bezug. Eine solche Familienarbeitszeit knüpft an 
den Partnerschaftsbonus im Elterngeld an und 
erschließt das bisher oft ungenutzte Potenzial der 
insgesamt dreijährigen Elternzeit für eine partner-
schaftliche Aufgabenteilung angesichts aufwach-
sender Kinder.
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Die Familienarbeitszeit soll es beiden Eltern 
ermöglichen, in großer Teilzeit oder vollzeitnah 
erwerbstätig zu sein. Meist würde dies bedeuten: 
Väter reduzieren und Mütter erweitern ihren 
Arbeitsumfang. Eine Geldleistung für beide 
Partner sorgt dabei für zusätzliche Sicherheit. 
Die staatlich finanzierte Unterstützung muss 
bürokratiearm und transparent Eltern in allen 
Einkommensklassen zu einer flexiblen Anpassung 
der Erwerbstätigkeit an die jeweilige Lebenssitua-
tion verhelfen– nicht nur, aber auch in Krisenzei-
ten. Eltern können entsprechend den Präferenzen 
in der jeweiligen Familienphase in eine dauerhaf­
te doppelte und vollzeitnahe Erwerbstätigkeit 
hineinwachsen und Mütter wie Väter können sich 
gleichermaßen gut um den Nachwuchs kümmern. 
Befragungsergebnisse von Eltern jüngerer Kinder 

6 IfD Allensbach (2021a): Elternzeit. Wissen, Erfahrungen und Bedarfe (im Erscheinen).

zeigen, dass 52 Prozent der Väter gerne weniger 
Stunden arbeiten würden. So würden in einem 
Umfang von zum Beispiel 25 bis 34 Stunden gerne 
36 Prozent der Väter und 31 Prozent der Mütter 
mit ältestem Kind unter zehn Jahren arbeiten.6 
Damit könnte die Familienarbeitszeit einen 
wesentlichen Beitrag dazu leisten, die mit der 
Agenda 2030 formulierten Ziele im Hinblick auf 
die Erwerbstätigkeit und Einkommenserzielung 
von Müttern zu erreichen (vergleiche Kapitel 2.3). 
Geschäftsführungen und Personalleitungen 
betrachten eine solche Leistung – auch im Lichte 
der jüngsten Krisenerfahrungen – heute als ein 
gutes Instrument. Das zeigt eine aktuelle reprä-
sentative Befragung: Branchenübergreifend liegt 
die Zustimmung bei über zwei Dritteln aller 
Unternehmen (BMFSFJ 2020a).
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Fortschrittsfeld Neue Qualität der Vereinbarkeit:  
Familienarbeitszeit – Einschätzung von Eltern

7 Den Berechnungen liegen die Annahmen einer Familienarbeitszeit zugrunde, wie sie 2016 im Bundesfamilienministerium vorgestellt wurde und 
die in den Grundzügen Ähnlichkeit aufweist. Vergleiche https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/die-familienarbeitszeit--/106806 
(abgerufen am 31.08.2020).

Auch Eltern bewerten laut einer Allensbach-Be-
fragung ein Instrument wie die Familienarbeits-
zeit überwiegend positiv. So finden 57 Prozent 
der Eltern von Kindern unter zehn Jahren den 
Vorschlag gut, dass beide Elternteile in großer 
Teilzeit arbeiten und dafür vom Staat eine finan-
zielle Unterstützung bekommen. Und zwei Drittel 
(66 Prozent) geben an, sie würden ein derartiges 
Instrument vielleicht oder bestimmt nutzen oder 
sie hätten es genutzt, hätte es dieses Instrument 
gegeben (IfD Allensbach 2021a).

Die verwaltungstechnische Umsetzung einer 
Familienarbeitszeit mit finanzieller Absicherung 

sollte durch eine Institution gewährleistet sein, 
die entsprechende Erfahrungen hat, der die Eltern 
vertrauen und die bundesweit gut aufgestellt ist. 
So können Informationen zur neuen Leistung 
passend adressiert und aufmerksam wahrgenom-
men werden. Sie sollte außerdem flexibel und 
schnell agieren können, um Eltern auch bei 
kurzfristigen Änderungen der Lebens- und 
Arbeitssituation zur Seite stehen und Regelun-
gen anpassen zu können. 

Berechnungen zeigen:7 Im Saldo überkompen-
siert die zusätzliche Erwerbstätigkeit der Mütter 
den Rückgang bei den Vätern, sodass Refinan­

Wie Eltern zur Familienarbeitszeit stehen*

57 %

66 %

Familienarbeitszeit = guter Vorschlag

Interesse an einer Familienarbeitszeit

*Eltern mit Kindern unter 10 Jahren.

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/die-familienarbeitszeit--/106806
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zierungseffekte durch zusätzliche Steuereinnah-
men und durch zusätzliche Sozialversicherungs-
beiträge zu erwarten sind. Hinzu kommt ein 
gesellschaftlicher Gewinn, weil mit der Familien-
arbeitszeit die in Krisenzeiten als systemrelevant 
wahrgenommenen, oftmals frauendominierten 

Berufe gestärkt werden, denn hier sind die 
stärksten Arbeitsan gebotseffekte anzunehmen. 
Diese Gründe sollten Betriebe und Sozialpartner 
motivieren, zusätzliche Anstrengungen als 
Inves titionen in die Zukunft zu unternehmen.

4.2 Fortschrittsfeld Chancen für alle Kinder

Ziel

Ein Kernziel des vorsorgenden Sozialstaats und 
wesentlicher Bestandteil nachhaltiger Familien-
politik seit 2005 ist es, Bildungs- und Teilhabe-
chancen von Kindern (unabhängig von den elter-
lichen Möglichkeiten) durch Investitionen in 
die Betreuungsinfrastruktur zu sichern. Denn 
ergänzende, professionelle und gute außerfami-
liäre Kinderbetreuung ist für die sozioemotionale 
Stabilität, die Entwicklung kognitiver und motori-
scher Fertigkeiten sowie die soziale Kompetenz 
der Kinder förderlich. Sie hat damit einen enorm 
wichtigen Einfluss auf den weiteren Lebensweg 
vor allem der Kinder, deren Familien auch nach 
eigenen Angaben nicht angemessen fördern 
können (DIW 2020). Besonders stark profitieren 
Kinder aus Familien mit niedrigem Bildungs-
niveau der Eltern und/oder mit geringem Ein-
kommen sowie mit spezifischem Migrationshin-
tergrund beziehungsweise Fluchterfahrungen; 

das sind Gruppen, die 2020 besonders unter den 
Auswirkungen der Corona-Krise gelitten haben 
beziehungsweise in der Zukunft noch stärker 
benachteiligt sind. Der Besuch einer Betreuungs-
einrichtung verringert die Nachteile, die ökono-
mische Belastungen der Familie für das Wohl-
ergehen von Kindern mit sich bringen können.

Auch für Grundschulkinder hat eine schulergän-
zende Betreuung einen positiven Effekt auf die 
Chancen. Dies zeigt sich in Situationen, in denen 
auf eine verlässliche familien- und schulergän-
zende Förderung über einen längeren Zeitraum 
verzichtet werden muss. Studien belegen die 
entstehenden Nachteile für die Bildungsverläufe 
der Kinder (Prognos/IW 2020) und die Folgekos-
ten ausbleibenden Lernens (Wößmann 2020). 
Deutlich wird, dass bildungsbenachteiligte Kinder 
oder solche mit Entwicklungs- und Lernproble-
men durch den Ausfall der familien- beziehungs-
weise schulergänzenden Betreuung größere 
Probleme haben als andere. Dies zeigt sich vor 
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allem in Übergangsphasen, so zum Beispiel 
von der Kita in die Grundschule oder zwischen 
Schulstufen und -formen. Belegt ist ferner der 
Zusammenhang zwischen der Leistungsstärke 
der Kinder und ihrer häuslichen Lernumgebung, 
der in der Corona-Krise an Bedeutung gewon-
nen hat (Huebener/Schmitz 2020). Neben einer 
deutlichen Intensivierung dauerhafter Eltern-
arbeit der Institutionen sind erhebliche kom-
pensatorische Angebote für längere Zeiträume 
notwendig, damit sich eklatante Bildungsrück-
stände nicht verfestigen. Auch für eine wirksame 
Integrationspolitik ist das ein Muss.

Verantwortungspartner

Bildungs- und Teilhabechancen für Kinder 
werden durch Verantwortungspartnerschaften 
von Eltern, diversen staatlichen sowie zivilge­
sellschaftlichen Initiativen (Vereine, Stiftungen 
et cetera) und durch Maßnahmen von Unter­
nehmen gestaltet. Zunächst obliegt es den 
Eltern, ihren Kindern im Rahmen ihrer familiä-
ren Mög lichkeiten Chancen zu eröffnen. Dazu 
gehört unter anderem die Entscheidung, dass 
Kinder von Anfang an frühkindliche Bildungs- 
und Betreuungsangebote nutzen. Dass nicht nur 
die Nutzung, sondern auch die gesellschaftliche 
Akzeptanz außerfamiliärer Kinderbetreuung auf 
ein hohes Niveau gestiegen ist, zeigt sich als ein 

Indikator dafür, dass Eltern und Bevölkerung 
diese Chance immer häufiger erkennen.

Zu den institutionellen Verantwortungspartnern 
zählen die Länder und Kommunen sowie nicht 
staatliche Träger von Kinderbetreuungseinrich-
tungen. Sie haben die zentrale Aufgabe, durch 
den quantitativen und qualitativen Ausbau von 
Betreuungsangeboten Kindern Sicherheit und 
Chancen zu bieten. Der Bund beteiligt sich deut-
lich an der Finanzierung: Mit dem Konjunktur-
paket „Corona-Folgen bekämpfen, Wohlstand 
sichern, Zukunftsfähigkeit stärken“ stellt er 
2020–2021 zusätzlich zu den oben genannten 
Mitteln (vergleiche Kapitel 2.2) eine weitere 
Milliarde Euro für den Ausbau der Kindertages-
betreuung bereit und ermöglicht damit die 
Schaffung von bis zu 90.000 neuen Betreuungs-
plätzen in Kitas und der Kindertagespflege. 
Weitere 1,5 Milliarden Euro erhalten die Länder 
zusätzlich zu den bereits im Haushalt einge-
planten 2 Milliarden Euro für Investitionen 
unter anderem zum Ausbau von Ganztagsange-
boten für Grundschulkinder. Weitere Finanzie-
rungszusagen des Bundes betreffen die Betriebs-
kosten von Betreuungseinrichtungen.

Im schulergänzenden Ganztags- und im Hort-
betrieb ergeben sich durch die Kooperationen mit 
Vereinen, Musikschulen und Jugendgruppen 
mannigfaltige Bildungs- und Teilhabechancen 
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für Kinder. Flexible Öffnungszeiten sind ein 
zentrales Merkmal einer guten Struktur, von der 
Eltern und Kinder profitieren können. Damit 
Angebote möglichst von allen Kindern genutzt 
werden, ist eine Ansiedlung dieser Angebote 
innerhalb von Schulen zielführend.

Darüber hinaus sind auch Anbieter der Fami­
lienbildung und Familienberatung wichtige 
Verantwortungspartner, um das Wohlergehen 
von Kindern zu fördern. Ihre Arbeit stärkt Eltern 
und bietet Orientierung in Fragen der kindlichen 
Entwicklung und Erziehung.

82 Prozent der Unternehmen in Deutschland 
haben gerade in der Corona-Krise verstärkt 
erfahren, dass Kinderbetreuung ein relevanter 
Faktor für ihre Produktivität ist (Prognos 2020d). 
Deshalb engagieren sich viele Unternehmen in 
Lokalen Bündnissen für Familie, setzen sich für 
den Ausbau der Infrastruktur ein und beteiligen 
sich selbst mit eigenen Aktivitäten zum Beispiel 
mit betrieblicher beziehungsweise betrieblich 
unterstützter Kinderbetreuung.

Perspektive

Gezielte Investitionen in die Betreuungsinfra-
struktur sind weiter dringend notwendig, damit 
sich auch nach der Corona-Pandemie Chancen 

gerecht verteilen. Das folgt auch dem Leitbild 
des vorsorgenden Sozialstaats. Mit komplemen-
tären Bildungs- und Teilhabeleistungen sollte 
eine integrierte, grundsichernde Bildungs- 
und Betreuungskette für alle Kinder entstehen, 
die die Förderung durch die Eltern beziehungs-
weise Familien ergänzt.

Von zentraler Bedeutung ist die konsequente 
Fortsetzung eines bedarfsgerechten Ausbaus der 
Infrastruktur in guter Qualität. Für den Bereich 
der vorschulischen Betreuung und Bildung 
sind beträchtliche Kapazitätserweiterungen 
sowie eine permanente Weiterentwicklung der 
Qualität und Flexibilität und Teilhabe zentral. 
Der Bedarf an Betreuungsplätzen ist nicht statisch, 
sondern nimmt mit zunehmender Verfügbarkeit 
und Qualität der Betreuung weiter zu. So zum 
Beispiel im frühkindlichen Bereich (BMFSFJ 
2020c): Obwohl 2019 erneut mehr Kinder bis 
zum Schuleintritt betreut wurden als im Vorjahr, 
besteht laut Deutschem Jugendinstitut (DJI) wei-
terhin eine Lücke von rund 15 Prozentpunkten 
zwischen dem von den Eltern geäußerten Betreu-
ungsbedarf und der realisierten Betreuungsquote 
von rund 34 Prozent.
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Fortschrittsfeld Chancen für alle Kinder: Die Betreuungslücke schließen

Neben der Verfügbarkeit eines Betreuungsplatzes 
spielt der Betreuungsumfang, auch in Ferien 
und in Randzeiten, eine bedeutende Rolle in der 
Perspektivdiskussion. Durch die Förderung ent-
sprechender Maßnahmen mit dem Gute-KiTa-
Gesetz verbessert der Bund hier die Rahmenbe-
dingungen. Konkrete Zielwerte, die in Bezug auf 
die Ganztagsbetreuung in den unterschiedlichen 
Altersstufen erreicht werden sollen, wurden in der 
Agenda 2030 festgehalten (vergleiche Kapitel 2.3).

Auch für die Ganztagsbetreuung im Grund­
schulalter ist seitens des Bundes ein umfangrei-
ches Sondervermögen bereitgestellt worden. Im 
Koalitionsvertrag ist außerdem die Einführung 

eines entsprechenden Rechtsanspruchs ab 2025 
vereinbart. Die Voraussetzungen dafür sind von 
Ländern und Kommunen mit starker Unterstüt-
zung des Bundes zügig zu schaffen. So soll auch 
bei Schulkindern die Lücke zwischen Betreuungs-
bedarf und -angebot weiter geschlossen werden. 
Diese Maßnahme ist insbesondere für bildungs-
benachteiligte Kinder essenziell. Der Bedarf wird 
verstärkt durch die Bildungsverluste, die im Zuge 
der Corona-Krise entstanden sind und weiter 
entstehen. Perspektivisch geht es darum, fördern-
de Ganztagsangebote auch im Anschluss an die 
Grundschuljahre auszubauen und damit euro-
päische Entwicklungen auch in Deutschland 
nachzuvollziehen.
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Mit dem aufwachsenden Platzangebot und 
Betreuungsumfang geht ein weiter steigender 
Personalbedarf einher. Bis 2025 ist ohne zusätz-
liche Investitionen mit einer Personallücke von 
circa 191.000 Erzieherinnen und Erziehern zu 
rechnen. Zu den geeigneten Maßnahmen gehören 
vor allem eine vergütete Ausbildung, eine ange-
messene Bezahlung beziehungsweise tarifliche 
Eingruppierung der Fachkräfte sowie anschluss-
fähige Weiterentwicklungs- und Karrieremöglich-
keiten (Prognos 2018). Eine hohe Qualität der 
Bildungs- und Betreuungsarbeit trägt zu einer 
höheren Anerkennung des Berufes bei und stei-
gert die Zufriedenheit der Erzieherinnen und 
Erzieher. Mit den vom Bund zur Verfügung 
gestellten Mitteln aus dem Gute-KiTa-Gesetz 
fördern deswegen viele Bundesländer Maßnah-
men zur Gewinnung und Qualifizierung von 
Fachkräften, zur Verbesserung des Fachkraft-
Kind-Schlüssels, zur Stärkung der Kita-Leitung 
und zur Stärkung der Kindertagespflege.

Die Infrastrukturförderung sollte das soziale 
Umfeld von Kitas und Schulen bei öffentlichen 
Mittelzuweisungen stärker berücksichtigen. 
Einrichtungen mit besonderen Bedarfen und 
in benachteiligten sozialen Lagen sind besser 

8 Die Bundesprogramme „Elternchance ist Kinderchance“ (2011–2015) und „Elternchance II“ (2015–2021) fördern die Qualifizierung von 
Fachkräften der Familienbildung zu Elternbegleiterinnen und Elternbegleitern. Die Programme zielen darauf ab, Eltern in der Bildungsförderung 
ihrer Kinder zu stärken und ihnen Ressourcen im Sozialraum zu vermitteln. Eine Programmevaluation konnte positive Veränderungen seitens 
der Eltern und Kinder nachweisen.

auszustatten. Auch eine Gestaltung der noch 
existierenden Nutzungsgebühren nach ökonomi-
scher Leistungsfähigkeit der Familien und nicht 
nach kommunaler Haushaltslage ist essenziell.

Mittelfristig bleibt das Bildungs­ und Teilhabe­
paket bis zur flächendeckenden Etablierung von 
Ganztagsangeboten mit guter Qualität eine sinn-
volle Sachleistung, die nicht durch eine reine 
Geldleistung kompensiert werden kann. Sicher-
zustellen ist, dass die Leistungen von den an-
spruchsberechtigten Kindern auch tatsächlich 
genutzt werden.

Schließlich können Familienbildungs­ und 
Beratungsangebote Eltern in ihrer Erziehungs-
rolle unterstützen und die Inanspruchnahme 
guter Betreuungsangebote in spezifischen Ziel-
gruppen erhöhen. Durch den Ausbau offener und 
aufsuchender Formate und die Erweiterung der 
Unterstützung durch Elternbegleiterinnen und 
Elternbegleiter8 als Regelangebot in Kitas, Kinder-
gärten und Grundschulen können Familien, die 
besonderen Unterstützungsbedarf haben, besser 
erreicht und ihre Alltagskompetenz gefördert 
werden.
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4.3 Fortschrittsfeld Wirtschaftliche Sicherheit

Ziel

Statisch betrachtet geht es darum sicherzustellen, 
dass jede Familie über ausreichend Mittel verfügt, 
um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten. Die 
wirtschaftliche Sicherheit hat aber auch eine 
dynamische Komponente, nämlich dass die 
Eltern dauerhaft in der Lage sind, das für die 
Familie notwendige Einkommen zu erwirtschaf-
ten. Die kurz- und langfristige Absicherung 
gegen Armutsrisiken war und ist ein Kernziel 
des vorsorgenden Sozialstaats. Dabei stellen die 
Effektivität und Effizienz von Leistungen im 
Hinblick auf die wirtschaftliche Sicherheit von 
Familienhaushalten zentrale Qualitätskriterien 
dar (Prognos 2014). Sie zeigen sich nicht nur 
durch die kurzfristige Einkommensverbesserung, 
sondern auch durch Anreize und langfristige 
Verhaltenseffekte, die in die Bewertung mit 
einfließen. Ziel des vorsorgenden Sozialstaats 
ist es, durch temporäre Hilfen für einkommens-
schwache Familien eine verlässliche Brücke aus 
dem Transferbezug in die wirtschaftliche Unab-
hängigkeit zu bauen.

Verantwortungspartner

Eigeninitiative der Eltern und befähigende 
Politik müssen Hand in Hand gehen. Zuerst ist 
es Aufgabe der Eltern, sich gemeinsam um ein 
ausreichendes Familieneinkommen zu bemühen. 
Aufgabe der Familienpolitik ist es, Eltern für die 
auskömmliche Erwerbstätigkeit wirksame Rah-
menbedingungen zu bieten. Hierbei erweist sich 
eine bedarfsgerechte Kinderbetreuung mindes-
tens bis zur Grundschule ergänzend zum Eltern-
geld als zentrale Voraussetzung dafür, dass beide 
Elternteile in partnerschaftlich geteilter Verant-
wortung erwerbstätig sein und sich gleicherma-
ßen gut um die Kinder kümmern können. 
Darüber hinaus sollten Leistungen für die vorü-
bergehende Einkommensabsicherung so konzi-
piert sein, dass sie die Zielgruppen erreichen, 
Sicherheit vor Armut gewähren und die eigen-
ständige Erwerbstätigkeit nicht durch Fehlanreize 
behindern. Kindergeld, Kinderzuschlag, Wohngeld 
oder Unterhaltsvorschuss sind bestehende 
Instrumente in dieser Hinsicht.
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Perspektive

Aufsetzend auf den jüngsten Reformen, die bereits 
dem Leitbild des vorsorgenden Sozialstaats 
folgten (vergleiche Kapitel 2.2), kann die Integra­
tion von Kindergeld und Kinderzuschlag in ein 
neues, bedarfsabhängig gestaffeltes Kindergeld zu 
einem großen Qualitätssprung für die wirtschaft-
liche Sicherheit von Familien führen. Dieses neue 
Kindergeld würde dazu beitragen, Transferleis-
tungen besser aufeinander abzustimmen und die 
Wirksamkeit und Inanspruchnahme der Leistun-
gen weiter zu verbessern (siehe auch Kapitel 4.4). 
Als vorrangige Leistung kann mit dem neuen 
Kindergeld der SGB-II-Bezug vermieden werden 
und es können viele Kinder aus Familien mit 
geringen Einkommen aus der verdeckten Armut 
geholt werden.

Ein so verbessertes Kindergeld würde auf breite 
Akzeptanz stoßen: Es käme der Empfehlung des 
9. Familienberichts nahe, wonach die Bündelung 
monetärer Leistungen für Kinder angezeigt ist, 
flankiert durch den weiteren Ausbau der Bil-
dungs- und Betreuungsinfrastruktur. Es würde 
auch aufgreifen, was die Bevölkerung insgesamt 
und Eltern im Besonderen als primäres familien-
politisches Ziel ansehen: die Unterstützung von 

Familien mit geringen Einkommen (IfD Allens-
bach 2019). Nach der konkreten Bewertung eines 
erhöhten Kindergelds für Familien, in denen die 
Eltern nur wenig verdienen, gefragt, signalisieren 
70 Prozent der Bevölkerung ihre Zustimmung 
(IfD Allensbach 2021b).

Damit das neue Kindergeld seine Sicherungsfunk-
tion erfüllen kann, muss es bei kleinem Familien-
einkommen höher ausfallen als bei höherem 
Einkommen. Das heißt umgekehrt, es verringert 
sich bei zunehmendem Einkommen: Sobald die 
Familie mit ihrem eigenen Einkommen und dem 
neuen Kindergeld den Familienunterhalt decken 
kann, kann das neue Kindergeld abgeschmolzen 
werden. Dabei muss sichergestellt sein, dass sich 
mehr Erwerbstätigkeit für beide Eltern immer 
lohnt, das heißt zu mehr verfügbarem Einkom-
men für die Familie führt – auch wenn das neue 
Kindergeld reduziert wird. Erwerbstätigkeit ist 
der beste und nachhaltigste Schutz vor Familien-
armut. Das neue Kindergeld schafft so eine gute 
Balance zwischen dem Gewinn aus Arbeit und 
der Sicherheit verlässlicher Familienunterstüt-
zung. Es könnte einen wirkungsvollen Beitrag zur 
Erreichung der Nachhaltigkeitsziele der Agenda 
2030 leisten (vergleiche Kapitel 2.3).
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Durch das neue Kindergeld würden in Kombi­
nation mit Infrastruktur­ und Sachleistungen 
(vergleiche Kapitel 4.2) eine deutlich armutsrisiko-
reduzierende Absicherung und Chancenförde-
rung von Kindern auch in Familien mit geringen 
Einkommen erreicht. Die heutigen Leistungen aus 
dem Bildungs- und Teilhabepaket sind als Über-

gangslösung ein integraler Bestandteil dieser Art 
der Grundsicherung für Kinder, bis Kommunen 
Chancen stiftende Teilhabeleistungen bedarfsge-
recht organisiert und gut zugänglich vereinfacht 
haben. Die Perspektive lautet dabei: kostenfreie 
Bildungs- und Teilhabeangebote für Kinder in 
Familien, die ein erhöhtes Kindergeld beziehen.

Fortschrittsfeld Wirtschaftliche Sicherheit 

77 % 

der Bevölkerung sehen die stärkere 
finanzielle Förderung von Familien mit 
kleinem Einkommen als ein primäres 
familienpolitisches Ziel
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4.4 Fortschrittsfeld Zugänglichkeit von Leistungen

Ziel

Der Sozialstaat kann seine Wirkung nur dann voll 
entfalten, wenn seine Angebote bekannt sind und 
auch genutzt werden. Bekanntheit, Zugänglich­
keit, Verständlichkeit sowie Flexibilität in Krisen 
sind daher wichtige Qualitätsmerkmale und Vor-
aussetzungen dafür, dass Menschen die ihnen 
zustehenden Leistungen auch nutzen (vergleiche 
Fegert et al. 2021). Nur dann sind diese letztlich 
wirksam, effektiv und effizient. Unter Bekanntheit 
ist zu verstehen, dass Familien Kenntnis davon 
haben, welche Unterstützung sie in ihrer jeweili-
gen Lebenssituation erhalten können. Familien 
haben Zugang zu diesen Leistungen, wenn ihre 
Beantragung so niedrigschwellig und unkompli-
ziert wie möglich gestaltet ist. Um Familien bei 
ihrer eigenverantwortlichen Lebensplanung mit 
familienbezogenen Leistungen und Maßnahmen 
nachhaltig unterstützen zu können, ist es also 
auch Aufgabe des vorsorgenden Sozialstaats, für 
Bekanntheit, Verständlichkeit und guten Zugang 
zu seinen Leistungen zu sorgen. Wie notwendig 
die Erfüllung dieser Aufgabe ist, hat die Corona-
Pandemie eindrucksvoll aufgezeigt (vergleiche 
Kapitel 3).

Für Familien mit kleinen Einkommen hat sich 
der Kinderzuschlag als besonders effektives und 

effizientes Instrument erwiesen. Seine Bekannt-
heit und Handhabung wurden auf Basis von 
Erkenntnissen aus Akzeptanzanalysen und 
Evaluationen durch das Starke-Familien-Gesetz 
deutlich erhöht beziehungsweise vereinfacht. 
Im Rahmen des Notfall-KiZ wurde der Zugang 
dann noch einmal beschleunigt und vereinfacht, 
um schnell dem krisenbedingten Einkommens-
verlust von betroffenen Familien entgegenzusteu-
ern. Zwischenzeitlich wurden etwa dreimal so 
viele Kinder mit dem Kinderzuschlag erreicht 
wie vor der Reform und der Corona-Anpassung.

Mit dem KinderzuschlagDigital wurde ein neuer, 
elektronischer Antragsweg geschaffen. Auch der 
digitale Antragsassistent ElterngeldDigital wird 
von immer mehr Berechtigten genutzt. Zugänge 
finden sich unter anderem auf der Informations-
seite Familienportal (https://familienportal.de/
familienportal). Durch diese interaktiven Informa-
tionsangebote werden staatliche Leistungen nicht 
nur besser auffindbar, sondern auch anschaulicher 
und einfacher verständlich. Das hilft dabei, dass 
sich Zugangsbarrieren weiter verringern und 
Familien in schwierigen Lebenssituationen die 
ökonomische Absicherung finden, die ihnen 
Chancen für die eigenverantwortliche Lebens-
planung eröffnet.

https://familienportal.de/familienportal
https://familienportal.de/familienportal
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Verantwortungspartner

Die Verwaltungsstellen von Bund, Ländern 
und Kommunen sind als ausführende Akteure 
wichtige Verantwortungspartner für die Familien. 
Familienkassen, Elterngeldstellen und andere 
Behörden haben die Aufgabe, Beantragungspro-
zesse möglichst einfach, nachvollziehbar und 
niedrigschwellig zu gestalten. Zudem sollten ihre 
Ressourcen so aufgestellt sein, dass eine bedarfs-
gerechte Beratung und die zeitnahe Antragsbe-
arbeitung gewährleistet sind.

Zur Steigerung des Bekanntheitsgrads von Leis-
tungen und Maßnahmen tragen neben staatlichen 
Stellen auch Träger und Fachkräfte aus der früh-
kindlichen und schulischen Bildung und Betreu-
ung sowie der Elternbildung und -beratung bei. 
Den Elternbegleiterinnen und Elternbegleitern 
zum Beispiel kommt eine wichtige Assistenz­ und 
Lotsenfunktion zu, solange im föderalen System 
Zugänge zu Leistungen auf kommunaler Ebene 
unterschiedlich geregelt sind. Sie sind als Multipli-
katorinnen und Multiplikatoren für die effektive 
Erreichung bedürftiger Zielgruppen ein wertvolles 
Instrument eines bürgerfreundlichen Sozialstaats.

Zudem könnten in Unternehmen sowohl Perso-
nalverantwortliche wie auch Betriebsräte eine 
stärkere Rolle bei der Information über Leistun-
gen beziehungsweise Leistungsberechtigung 

spielen und so Müttern und Vätern stärker zur 
Seite stehen. Kammern, aber auch Verbände und 
Gewerkschaften könnten diese sinnvolle Aufgabe 
gemeinsam mit dem Unternehmensprogramm 
„Erfolgsfaktor Familie” viel stärker als bisher 
thematisieren.

Perspektive

Wesentlich für die bessere Bekanntheit, Zugäng-
lichkeit und Verwaltung von Leistungen und 
Maßnahmen ist die breite Nutzung digitaler Wege 
der Beratung und Antragstellung. Dabei sollte 
die Leitidee verfolgt werden, dass Familien je 
nach individueller Lebensphase und Situation 
von ihrem Anspruch auf staatliche Leistungen 
erfahren: Die Leistung kommt zur Familie. Eine 
entsprechende Offensive sollte durch interaktive 
und vernetzte Techniken auch eine schnellere 
Beantragung und kürzere Bearbeitungszeit 
zulassen und den Antragsaufwand für die Fami-
lien reduzieren.

Digitale Angebote sind – so sie denn für die 
Familien Vorteile und einen klar erkennbaren 
Nutzen haben wie beispielsweise eine schnelle 
und intuitive Antragstellung, Zeitersparnisse und 
zügigere Bearbeitung in den Behörden – Voraus-
setzungen für die Akzeptanz des vorsorgenden 
Sozialstaats in der digitalen Gesellschaft. Dieser 



4  Vorsorgend stärken: Investieren in Familienpolitik   

41

Weg kann – flankiert durch den Ausbau von 
Begleitungs-, Beratungs- und Lotsenangeboten – 
mit der zügigen Umsetzung des Onlinezugangs-
gesetzes und mit dem Digitale-Familien-

leistungen-Gesetz fortgesetzt werden. Er führt 
perspektivisch zu einer technischen und adminis-
trativen Bündelung von Leistungen für Familien.

Fortschrittsfeld Zugänglichkeit von Leistungen

Nutzung familienportal.de

Besuchszahlen (jeweils Juni bis Juni des Folgejahres)

Bekanntheit Kinderzuschlag

Anteil Eltern, die (ganz gut/ungefähr) informiert sind

3,5
Mio.

6,9
Mio.

2019 2020

26 %

53 %

2010 2019
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Fortschrittsagenda: 
Neue Qualität von Sicherheit 
und Chancen

5  

Die Absicherung allgemeiner Lebensrisiken 
sowie die wirksame Unterstützung in Krisenzei­
ten einerseits, die Eröffnung von Chancen für ein 
selbstbestimmtes Leben andererseits – das sind die 
Erwartungen, die die Bevölkerung an den Sozial-
staat richtet. Die Fortschrittsagenda führt eine 
Standortbestimmung der Familienpolitik durch 
und zeigt evidenzgestützte Perspektiven für die 
Familienpolitik auf. 

Hier geht es darum, …

… dass sich Einkommenschan­
cen und ­risiken der Familien­
haushalte partnerschaftlich auf 
Väter und Mütter verteilen, 
sich beide auch individuell gut 
absichern und gleichermaßen 

gut um die Kinder kümmern können,

… dass Leistungen zur Bildung, 
Betreuung und Teilhabe Eltern 
bei der Förderung der Kinder 
sowie der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf unterstützen,

… dass schwierige Lebensphasen 
durch temporäre, einfache und 
effektive Transfers überbrückt 
werden können und wirtschaft-

liche Sicherheit das Fundament für ein gedeihli-
ches Familienleben ist,

… dass für die Zugänglichkeit 
von Leistungen zielgruppen-
spezifische Informationen, 
möglichst einfache und 

zeitsparende (digitale) Antrags­ und Verwal­
tungsprozesse einen hohen Stellenwert haben, 
auch damit Krisenfolgen wirksam abgefedert 
werden.
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In diesen vier Fortschrittsfeldern kann der 
Sozialstaat durch gezielte Investitionen weiter an 
Wirksamkeit und Effizienz gewinnen und damit 
Sicherheit und Chancen für Familien vergrößern. 
Dabei ist mehr Geld allein wenig nachhaltig und 
gegenüber der „Stärkung von Selbständigkeit 
[häufig] die nur zweitbeste Lösung“ (Cremer 2021). 

Die in dieser Fortschrittsagenda vorgeschlagenen 
Maßnahmen und Instrumente befähigen zur 
Selbstsorge und werden neue Lebensqualität 
bewirken:

 � Familienarbeitszeit nach dem Elterngeld-
bezug für die Festigung partnerschaftlicher 
Erwerbsmodelle in großer Teilzeit, sodass 
sich Mütter und Väter gleichermaßen gut 
um die Kinder kümmern können (vergleiche 
Kapitel 4.1)

 � Bedarfsgerechter Ausbau der Betreuungs-
angebote von Klein- und Grundschulkindern 
für eine Absicherung guter Vereinbarkeits-
bedingungen bei gleichzeitiger Förderung 
der Kinder (vergleiche Kapitel 4.2)

 � Neues Kindergeld für eine bedarfsgerechte 
Absicherung von Kindern gegen Armutsrisi-
ken und ihre Folgen sowie die Vermeidung 
des SGB-II-Bezugs (vergleiche Kapitel 4.3)

 � Informations- und Digitalisierungsmaß-
nahmen sowie Bürokratieabbau für eine 
bessere Zugänglichkeit des Sozialstaats 
und die administrative und technische 
Bündelung von Leistungen für Familien 
(vergleiche Kapitel 4.4)
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Dauerhafte Erfolge in den genannten Fortschritts-
feldern entstehen nur in vitaler Verantwortungs­
partnerschaft von Bund, Ländern und Kommu-
nen, von Wirtschaft und Staat, von Unternehmen 
und Familien. Diese breiten Allianzen stellen si-
cher und sind gleichzeitig Ausdruck davon, dass 
Familienpolitik ein wesentlicher Erfolgsfaktor für 
gesamtgesellschaftliche Leistungsfähigkeit ist.

Die Fortschrittsagenda zeigt mit aktuellen Bezü-
gen: Nachhaltige Familienpolitik ist ein zentrales 
Gestaltungsfeld des erfolgreichen Sozialstaats – in 
„guten“ und in „schlechten“ Zeiten.
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